
diese sich nur auf den die berufliche Stellung umfas­
senden Verantwortungskreis beziehen. Da dies im kon­
kreten Fall nicht vorlag, aber auch für den Angeklagten 
keine Rechtspflicht zur Offenbarung kraft Gesetzes, 
Tätigkeit oder aus vorangegangenem Tun bestand, 
durfte eine Verurteilung wegen Betruges nicht erfol­
gen. ,
In der Praxis sind vor allem diejenigen Rechtspflich­
ten bedeutsam, die kraft Gesetzes begründet wurden. 
So ist z. B. jeder Werktätige nach § 17 der VO über 
die Zahlung eines staatlichen Kinderzuschlages vom 
28. Mai 1958 (GBl. I S. 437) sowie nach § 14 der 1. DB 
zur VO über die Gewährung eines staatlichen Kinder­
geldes für Familien mit 4 und mehr Kindern vom
10. Juni 1967 (GBl. II S. 345) verpflichtet, den Betrieb 
bzw. seine Dienststelle über den Wegfall der Voraus­
setzungen zur Zahlung des Kindergeldes zu unterrich­
ten. Gleiches gilt nach §§ 20 Abs. 2 und 65 Abs. 2 SVO 
bei Leistungen der Sozialversicherung, gemäß § 72 
Abs. 1 der VO über die Gewährung und Berechnung 
von Renten der Sozialversicherung — RentenVO — vom
4. April 1974 (GBl. I S. 201) für Rentner und gemäß § 36 
Abs. 1 der VO über die Leistungen der Sozialfürsorge — 
SozialfürsorgeVO — vom 4. April 1974 (GBl. I S. 224) für 
Sozialfürsorgeempfänger723/
Betrug durch Unterlassen kann auch vorliegen, wenn 
jemand bei der Inanspruchnahme eines Teilzahlungs­
kredits pflichtwidrig andere Kreditverpflichtungen 
verschweigt. Aus dem Kreditvertrag ergibt sich eine 
Rechtspflicht zur wahrheitsgemäßen Offenbarung der 
Vermögenslage. Die Vermögensschädigung besteht in 
der unzulässigen Kreditbeschaffung. Wird der Kredit 
schon mit der Zielstellung in Anspruch genommen, ihn 
nicht zurückzuzahlen, so erfaßt die Vermögensschädi­
gung auch die Höhe der Kreditsumme./24/

Zur Feststellung des Geschädigten bei Scheckbetrug
Mitunter treten auch bei der Feststellung der Geschä­
digten und somit bei der Bestimmung des angegrif­
fenen Eigentums Probleme auf. Vor allem bei der in 
Betrugsabsicht vorgenommenen Einlösung ungedeckter 
Schecks bei Kreditinstituten trifft dies zu. Nach der 
AO über die freizügige Auszahlung von Schecks 
vom 20. Juni 1964 (GBl. II S. 596) sind alle Niederlas­
sungen der Banken, Sparkassen, genossenschaftlichen 
Kreditinstitute und alle Postämter berechtigt, auf 
diese Einrichtungen bezogene Barschecks bis zu einem 
Höchstbetrag von 500 M sofort bar auszuzahlen. Zur 
schnelleren und zweckmäßigeren Geltendmachung des 
Rückgriffsrechts löst das kontoführende (bezogene) 
Institut auf Grund interner Vereinbarungen aller Kre­
ditinstitute auch ungedeckte Barschecks bis zu dieser 
Höhe gegenüber dem Kreditinstitut ein, das den un­
gedeckten Scheck angenommen und ausgezahlt hat. 
Zwischen der Täuschungshandlung des Täters und dem 
Schaden, der letztlich die bezogene Bank betrifft, be­
steht hier kein Kausalzusammenhang. Dennoch liegt 
Betrug vor, weil der vom Tatbestand des § 159 StGB 
geforderte Vermögensschaden nicht erst bei der bezo­
genen Bank eintritt, sondern schon bei dem getäusch­
ten und auszahlenden Institut, das vom Täter für 
die Leistung nur ein ungedecktes, wertloses Papier 
erhält. Die Betrugshandlung ist damit bereits vollendet, 
so daß die Schadensausgleichung der Kreditinstitute

/23/ Auch hei Steuern. Abgaben, anderen Abführungen an den 
Staatshaushalt und Beiträgen der Sozialpflichtversicherung 
besteht die pnicht, den Finanzorganen gegenüber wahrheits­
gemäße Erklärungen über die Berechnungsgrundlagen abzu­
geben. Ein Täuschung durch Unterlassen zieht hier jedoch 
strafrechtliche Verantwortlichkeit nach § 176 StGB nach sich, 
weü dieser Tatbestand gegenüber § 159 StGB eine Spezial­
bestimmung ist.
/24/ Vgl. OG, Urteil vom 15. Mai 1970 - 5 Ust 23/70 - (OGSt 
Bd. 11 S. 246).

untereinander an der Tatbestandsmäßigkeit der Hand­
lung nichts mehr ändert./25/

Zur Beurteilung der Teilnahmeformen beim Betrug

Probleme treten zuweilen bei der Abgrenzung der Mit­
täterschaft beim Betrug von der Anstiftung bzw. Bei­
hilfe zum Betrug auf. Das veranschaulicht das Urteil 
des Bezirksgerichts Leipzig vom 9. April 1970 — 3 BSB 
73/70 - (N.T 1971 S. 276), dem folgender Sachverhalt 
zugrunde liegt:
Der Angeklagte hatte den Bürger L. veranlaßt, mit 
einer schriftlichen Erklärung bei der Firma K. zu ver­
suchen, einen Vorschuß von 100 M zu erhalten. In der 
Erklärung hatte er wahrheitswidrig versichert, er werde 
alsbald seine Arbeit aufnehmen, müsse aber zunächst 
noch eine schwer erkrankte Angehörige betreuen. L., 
dem bekannt war, daß sein Handeln dem Angeklagten 
einen unrechtmäßigen Vermögens vorteil sichern sollte, 
erhielt jedoch kein Geld.
Dieser Sachverhalt wurde vom Bezirksgericht fehler­
haft als gemeinschaftlich begangener versuchter Betrug 
qualifiziert. Zutreffend ist zunächst die Aussage im 
Urteil, daß erst durch die Vorlage der Bescheinigung 
mit dem unwahren Inhalt zum Zwecke der Täuschung 
der Firma der Betrug begonnen ist. Im nächsten Satz 
heißt es jedoch: „Das bedeutet, daß auf der objektiven 
Seite ein gemeinschaftliches Zusammenwirken der Be­
teiligten erkennbar war. Beide haben mit der Ausfüh­
rung der Betrugshandlungen begonnen.“
In Wirklichkeit haben der Angeklagte und L. eben nicht 
gemeinschaftlich versucht, den Betrug a u s z u f ü h r e n .  
Die Mittäterschaft verlangt stets, daß jeder Mittäter an 
der Verwirklichung der Tatbestandsmerkmale der be­
treffenden Strafrechtsnorm unmittelbar beteiligt ist. 
Beim Betrug wäre also das unmittelbare Mitwirken an 
der Täuschungshandlung erforderlich.
Die Handlung des Angeklagten ist in Wirklichkeit An­
stiftung und Beihilfe zum versuchten Betrug, denn er 
bestimmte L. vorsätzlich zu dessen Handlung und lei­
stete ihm durch das Schreiben und Übergeben der un­
wahren Erklärung dazu auch Hilfe. Folglich hätte L. 
wegen versuchten Betruges und der Angeklagte als An­
stifter zum versuchten Betrug bestraft werden müssen. 
Die Beihilfe wird nach allgemeinem Grundsatz von der 
intensiveren Beteiligungsform der Anstiftung konsu­
miert.
Das Erfordernis, bei Beteiligung mehrerer Personen an 
einer Straftat die Art und Weise der Tatausführung, 
die wechselseitigen Beziehungen der Beteiligten sowie 
den konkreten Tatbeitrag jedes einzelnen exakt fest­
zustellen, um sowohl die Tatschwere der gesamten 
Handlung als auch die Schwere des Tatbeitrags eines 
jeden Beteiligten richtig beurteilen zu können, ver­
liert auch nicht bei dem in einer Gruppe begangenen 
Betrug (§§ 162 Abs. 1 Ziff. 2, 181 Abs. 1 Ziff. 2 StGB) an 
Bedeutung. Das Oberste Gericht hat wiederholt darge­
legt, daß die Beteiligung i. S. der Gruppenverbrechen 
alle Teilnahmeformen des § 22 StGB umfaßt./26/ Dar­
aus ergibt sich, daß zunächst der konkrete Beitrag eines 
jeden Beteiligten an der gruppenweisen Tatbegehung 
unter Berücksichtigung der in § 22 StGB genannten und 
genau beschriebenen Teilnahmeformen festzustellen ist, 
bevor über die Tatbestandsmäßigkeit eines Gruppen­
verbrechens entschieden werden kann.

/25/ Vgl. K. Kudematsch, „Scheckrecht und Scheckbetrug“, 
NJ 1971 S. 514 flE.; derselbe. „Zur Geltendmachung von Schaden­
ersatzansprüchen der Kreditinstitute und der Deutschen Post 
bet Scheckbetrügereien“, NJ 1972 S. 224 ff.
1261 Vgl. dazu Ziff. II 1.1.2. des Beschlusses des Plenums des 
Obersten Gerichts zur Erhöhung der Wirksamkeit der Recht­
sprechung bei Straftaten gegen das sozialistische Eigentum 
vom 3. Oktober 1973, a. a. O.
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